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AKTUELLES 

1. BMBFSFJ: Rechtsanspruch auf Ganztag startet zum 1. August 2026 
 

In einer Pressemitteilung informiert das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend (BMBFSFJ) über das Inkrafttreten des gesetzlichen Rechtsanspruchs auf 

ganztägige Bildung und Betreuung ab dem 1. August 2026. Die Regelung gilt zunächst für 

Kinder der ersten Klassenstufe und wird in den folgenden Jahren schrittweise ausgeweitet, bis ab 

dem Schuljahr 2029/2030 alle Grundschulkinder der Klassen eins bis vier erfasst sind.  



Bundeministerin Karin Prien betont, dass ein verlässliches Ganztagsangebot zusätzlichen Raum für 

individuelle Förderung ohne schulischen Leistungsdruck schaffe, Hausaufgaben im 

Einrichtungsalltag integriere und somit Familien entlaste. Zudem wird die Maßnahme als zentraler 

Baustein für mehr Bildungsgerechtigkeit eingeordnet, um Kindern unabhängig vom finanziellen 

Hintergrund des Elternhauses oder dem Wohnort Entfaltungsmöglichkeiten zu bieten. Nach Angaben 

des Ministeriums sind derzeit 74 Prozent der Grundschulen als Ganztagsschulen aufgestellt, und 

rund 1,9 Millionen Kinder (57 Prozent im Grundschulalter) nutzen eine entsprechende Betreuung. 

Zur Unterstützung von Ländern und Kommunen beim Ausbau stellt der Bund bis 2029 Finanzhilfen 

in Höhe von 3,5 Milliarden Euro für Infrastrukturmaßnahmen wie Neubauten, Erweiterungen, 

energetische Sanierungen und Ausstattung bereit. Darüber hinaus beteiligt sich der Bund dauerhaft an 

den laufenden Betriebskosten durch eine Anpassung der Umsatzsteuerverteilung sowie eine 

schrittweise Aufstockung der Bundesmittel von 135 Millionen Euro im Jahr 2026 auf bis zu 1,3 

Milliarden Euro jährlich ab 2030. Neben dem quantitativen Ausbau begleitet der Bund auch die 

qualitative Weiterentwicklung durch wissenschaftliche Studien, Fachveranstaltungen und 

Austauschformate. Der Rechtsanspruch geht auf das im Oktober 2021 in Kraft getretene 

Ganztagsförderungsgesetz (GaFöG) zurück, dessen Umsetzungsstand in jährlichen Berichten 

dokumentiert wird. 

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zur Pressemitteilung: 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/pressemitteilungen/rechtsanspruch-auf-ganztag-

startet-zum-1-august-2026-292232  

 

2. FidAR: Veröffentlichung des aktuellen Women-on-Board-Index – Frauenanteil in 
Führungspositionen stagniert 
 

In einer aktuellen Mitteilung zur Veröffentlichung des neuen Women-on-Board-Index zieht FidAR-

Präsidentin Prof- Dr. Anja Seng Bilanz zur Entwicklung des Frauenanteils in deutschen 

Spitzengremien. Die Daten der Erhebung unter 183 untersuchten Unternehmen belegen, dass der 

jahrelange Positivtrend zum Stillstand gekommen ist. Während der Frauenanteil in den 

Aufsichtsräten bei 37 Prozent stagniert, sinkt er in den Vorständen wieder leicht auf 19,1 

Prozent. Zudem stellt der Verband fest, dass eine wachsende Zahl von Unternehmen für Ihre 

Vorstandsgremien mit einer Zielgröße Null plant und Frauen in der Führung somit von vornherein 

ausschließt. 

Vor diesem Hintergrund fordert Seng mehr gesetzliche Verbindlichkeit. FidAR spricht sich dafür 

aus, die Geschlechterquote in Aufsichtsräten auf 40 Prozent anzuheben und ihren 

Anwendungsbereich auf alle börsennotierten oder mitbestimmten Unternehmen auszuweiten. 

Darüber hinaus wird gefordert, das bisherige Mindestbeteiligungsgebot für Vorstände in eine feste 

Quote zu überführen. Laut FidAR schaffen die regelmäßigen Datenerhebungen notwendige 

Transparenz, um Rückstände in der Wirtschaft aufzuzeigen und den Handlungsdruck auf Politik und 

Unternehmen aufrechtzuerhalten.  

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zu allen Ergebnissen und der vollständigen Studie: 

https://www.wob-index.de/wob185.html  

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zur Pressemitteilung zum WoB-Index: 

https://www.fidar.de/webmedia/user_upload/PM_260729_FidAR_WoB-Index_end.pdf  

 

 



3. BMBFSFJ: Internationaler Tag gegen Menschenhandel – Ausbeutung bekämpfen 
und Betroffenen schützen 
 

Anlässlich des Internationalen Tags gegen Menschen Menschenhandel am 30. Juli berichtet das 

Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) über die 

ersten im Halbjahr 2026 umgesetzten Maßnahmen zur Prävention, zum Schutz von Betroffenen 

und zur Verfolgung von Ausbeutung in Deutschland. Im Fokus steht die Fortführung des ersten 

Nationalen Aktionsplans zur Prävention und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz der 

Betroffenen (2024 – 2028), dessen 126 Maßnahmen weitgehend in der Umsetzung oder bereits 

abgeschlossen sind. 

Zu den konkreten Vorhaben zählt der Aufbau einer nationalen Kontaktstelle für 

grenzüberschreitende Fälle, bei der das Bundeskriminalamt und der geförderte Bundesweite 

Koordinierungskreis gegen Menschenhandel e.V. (KOK) zur Stärkung des länderübergreifenden 

Informationsaustauschs kooperieren. Auf rechtlicher Ebene hat die Bundesregierung unter 

Federführung des Bundesjustizministeriums einen Gesetzentwurf beschlossen, der die Vorgaben der 

EU-Richtlinien 2024/1712 zur Verfolgung von Menschenhandel und sexueller Ausbeutung in 

nationales Recht überführt. 

Zur Aufklärung stellt das Ministerium ein eigenes Informationsportal mit Hinweisen zu 

Erscheinungsformen und Beratungsangeboten bereit. Ergänzend thematisiert ein Fact Sheet der 

Berichterstattungsstelle Menschenhandel den wachsenden Einfluss von Informations- und 

Kommunikationstechnologien auf die Dynamiken des Menschenhandels. Zudem dokumentiert der 

veröffentlichte Dritte Umsetzungsbericht Deutschlands zur Europaratskonvention zur 

Bekämpfung des Menschenhandels den aktuellen Stand der Erfüllung internationaler 

Verpflichtungen. 

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zu der Pressemitteilung: 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/ausbeutung-bekaempfen-und-

betroffene-schuetzen-291324  

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zum Informationsportal: 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/themen/gleichstellung/praevention-und-bekaempfung-von-

menschenhandel  

 

4. FidAR: Neue Impulse zur finanziellen Eigenständigkeit  
 

In einer aktuellen Mitteilung verweist die Initiative FidAR auf das neue Serviceportal „Lebenskarte“ 

des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Anhand von acht 

Lebensstationen von dem Berufseinstieg über Familiengründung und Ehe bis hin zur Altersvorsorge 

zeigt das Portal auf, welche finanziellen Fragen in welcher Lebensphase wichtig werden. Das 

Herzstück bildet der „Lohn-O-Mat“, mit dem sich die Auswirkungen von Entscheidungen wie 

Teilzeit, Steuerklassenwahl oder Jobwechsel auf das Einkommen und die Rente erstmals auch im 

Paarkontext berechnen lassen. Aus Sicht von FidAR ist wirtschaftliche Eigenständigkeit die 

Voraussetzung dafür, dass Frauen den Weg in Führungspositionen überhaupt gehen können. 

Mitglieder und Führungskräfte können das Tool nutzen, um Nachwuchskräfte unabhängig vom 

Geschlecht für diese Fragen zu sensibilisieren und zu motivieren, ihre wirtschaftliche 

Eigenständigkeit frühzeitig in den Blick zu nehmen. Das Serviceportal ist unter 

www.lebenskarte.info erreichbar, der Lohn-O-Mat direkt unter 

https://lebenskarte.info/lebenskarte/lohn-o-mat  

 



 

VERÖFFENTLICHUNGEN  

1. DIW Berlin: Beschäftigung im Strukturwandel – Berufe bleiben, Branchen wechseln 
 

In dem Artikel „Beschäftigung im Strukturwandel – Berufe bleiben, Branchen wechseln“ 

untersuchen Thilo Kroeger und Dominik Boddin den Wandel des deutschen Arbeitsmarkts. Im 

Zeitraum von 1975 bis 2019 verschwanden 1,5 Millionen produktionsnahe Jobs im Verarbeitenden 

Gewerbe, wobei der Rückgang in der Wirtschaft insgesamt wesentlich geringer ausfiel. Dies erklärt 

sich durch eine schleichende Verlagerung der produktionsnahen Tätigkeiten in den 

Dienstleistungssektor, in welchem im gleichen Zeitraum eine Millionen neue Arbeitsplätze 

entstanden. Rund 68 Prozent der in der Industrie verloren gegangenen Produktionsarbeitsplätze 

wurden auf diese Weise durch entsprechenden Stellen bei Dienstleistungsunternehmen ausgeglichen. 

Anhand der Erwerbsbiografien von Beschäftigten nach Massenentlassungen belegen die Autoren, dass 

spätere Einkommensverluste primär davon abhängen, wo und wie die Betroffenen anschließend 

arbeiten. Entscheidend für das Ausmaß der Einbußen ist dabei der Erhalt des berufsspezifischen 

Wissens, während der Sektor des neuen Arbeitgebers eine untergeordnete Rolle spielt. Beschäftigte, 

die ihren bisherigen produktionsnahen Beruf beibehalten und lediglich in ein 

Dienstleistungsunternehmen wechseln, verzeichnen nach Bereinigung betriebsspezifischer 

Lohnunterschiede mit 0,5 Prozent kaum relevante Verluste. Werden sie hingegen gezwungen, in reine 

Dienstleistungsberufe zu wechseln, führt dieser Verlust des Fachwissens zu hohen Einbußen von 17 

Prozent. Aus diesen Befunden wird die Empfehlung abgeleitet, dass die Politik nicht den Erhalt 

alter Branchenstrukturen anstreben sollte, sondern Beschäftigte frühzeitig beim Wechsel in 

ähnlich gelagerte Tätigkeiten in andere Branchen unterstützen sollte. 

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zu dem gesamten Artikel: 

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.1015551.de/26-32-1.pdf  

 

2. DIW Berlin: So schadet der Börsenboom der Demokratie 
 

In einem Blogbeitrag namens „So schadet der Börsenboom der Demokratie“ analysiert der DIW 

Berlin Präsident Marcel Fratzscher die gesellschaftlichen und politischen Folgen der 

wachsenden Vermögensungleichheit.  

Fratzscher argumentiert, dass der weltweite Finanzmarktboom im Widerspruch zur Stagnation 

der Realeinkommen breiter Bevölkerungsschichten steht. Unter Verweis auf den Global Wealth 

Report der Boston Consulting Group sowie die Entwicklung von Aktienindizes wie dem DAX hebt 

der Autor hervor, dass primär wohlhabende Haushalte vom Wertzuwachs profitieren. Während 

die reichsten zehn Prozent der Bevölkerung in Deutschland rund 67 Prozent des Nettovermögens 

besitzen, verfügt die untere Hälfte über nahezu kein Kapital. Gleichzeitig habe die Inflation der 

letzten Jahre einkommensschwache Haushalte wegen hoher Ausgaben für Miete, Energie und 

Lebensmittel überproportional belastet. Auf Basis von daten des Statistischen Bundesamts beziffert 

Fratzscher deren Inflationsrate in den Jahren 2022/23 auf zwei bis drei Prozentpunkte über jener 

wohlhabender Haushalte, was er als systematische Kaufkraftumverteilung von unten nach oben 

bewertet. 

Mit Bezug auf Studien des IWF und der OECD betont Fratzscher, dass eine hohe 

Vermögenskonzentration mit geringer sozialer Mobilität, schwächerem Wirtschaftswachstum 

und der Erosion demokratischer Institutionen korreliert. Er kritisiert, dass die Politik, wie etwa 

die Bundesregierung unter Friedrich Merz, das Thema Vermögensverteilung übergehe und 



stattdessen Steuersenkungen für Besserverdienende sowie Kürzungen von Sozialleistungen diskutiere. 

Dies fördere den Vertrauensverlust in den Staat. Des Weiteren profitieren populistische und 

antidemokratische Parteien von der Wahrnehmung, dass das System die Reichen begünstige und die 

normalen Menschen vergesse. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, fordert Fratzscher das ernst 

Nehmen der Verteilungsfrage in Form einer Reform der Erbschaft- und Schenkungssteuer, einer 

stärkeren Besteuerung großer Vermögen sowie gezielten Entlastungen für einkommensschwache 

Haushalte. Abschließend mahnt der Autor, dass eine gerechte Verteilung von Wohlstand und 

Lasten essenziell sei, um die Legitimität der Demokratie und den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt zu sichern. 

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zu dem vollständigen Artikel:  

https://www.diw.de/de/diw_01.c.1015477.de/nachrichten/so_schadet_der_boersenboom_der_demokra

tie.html  

 

3. Berlin Table: Wissenschaftsfreiheit – Warum Deutschlands stille Superkraft unter 
Druck gerät 
 

In dem Bericht „Wissenschaftsfreiheit – Warum Deutschlands stille Superkraft unter Druck 

gerät“ von Berlin.Table beleuchtet der Autor Tim Gabel die wachsenden Bedrohungen für die 

Wissenschaftsfreiheit und ordnet freie Forschung sowie internationalen wissenschaftlichen 

Austausch als zentrale Erfolgsfaktoren des Standorts ein. 

Gable argumentiert, dass die im Grundsatz verankerte Wissenschaftsfreiheit derzeit von drei 

Entwicklungen gleichzeitig unter Druck gesetzt wird. Von außen führt der Autor die Folgen von 

Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine an, der bilaterale wissenschaftliche Beziehungen 

weitgehend zum Erliegen gebracht habe. Im Umgang mit China dominieren laut Gabel Debatten über 

Forschungssicherheit, Dual-Use-Technologien und Wissensabfluss. Unter Verweis auf Warnungen aus 

der deutschen Wissenschaftsspitze betont er jedoch, dass ein pauschaler Abbruch von Kooperationen 

mit dem in vielen Zukunftsfeldern führenden Land zum Verlust wichtiger Erkenntnisse und 

Netzwerke führe, weshalb eine gezielte Strategie zur Abwägung von Risiken und Eigeninteressen 

notwendig sei. 

Als zweite Bedrohung beschreibt Gabel den schrittweisen Umbau des US-Wissenschaftssystems 

unter der Regierung von Donald Trump, durch den Universitäten unter politischen Druck geraten und 

Spitzenforschung vermehrt an Tech-Konzerne verlagert werden soll. Dies erschwere internationale 

Kooperationen und veranlasse deutsche Einrichtungen bereits zur vorsorglichen Sicherung US-

amerikanischer Klimadatensätze. 

Drittens verweist der Bericht auf innenpolitische Risiken im Rahmen parteipolitischer 

Kulturkämpfe, in denen Forschungsbereiche wie die Klima-, Geschlechter- oder Nahostforschung 

infrage gestellt werden, was sich etwa im AfD-Wahlprogramm für die Landtagswahl in Sachsen-

Anhalt zeige. Gabel warnt hierbei vor schleichenden Anpassungsprozessen und einer vorsorglichen 

Meidung sensibler Themen durch Forschende. 

Abschließend hebt der Autor hervor, dass Debatten über technologische Souveränität, wirtschaftliche 

Resilienz und Fachkräftemangel eine freie und international vernetzte Wissenschaft zwingend 

voraussetzen, da Forschung in Jahrzehnten statt in Legislaturperioden arbeitet. 

Mit dem folgenden Link gelangen Sie zu dem gesamten Artikel: 

https://table.media/berlin/talk-of-the-town/wissenschaftsfreiheit-warum-deutschlands-stille-superkraft-

unter-druck-geraet  



 

 


